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In Krisen wie der aktuellen steht sie 
hoch im Kurs: die Solidarität. Doch 
solidarisch zu sein, fällt uns schwer, 
es über längere Zeit zu bleiben, noch 
mehr, sagen der Soziologe Heiko 
Rauhut und der Psychologe Johannes 
Ullrich.

Allenthalben und auf allen Kanälen erklingt 

jetzt das Hohelied auf die Solidarität und 
alle, die solidarisch sind.
Denn sie ist wichtig und kostbar und so, 
wie es scheint, der Schlüssel zur Bewälti­
gung der Probleme, die das Coronavirus 
verursacht. Solidarisch wird uns aktuell und 
in Zukunft einiges abverlangt: Wir sollten 
uns distanzieren, zu Hause bleiben, die 
Hände nicht schütteln, sondern waschen, 

Freunde nicht umarmen, sondern mit ihnen 
nur via digitale Medien interagieren. Und 
solidarisch werden wir wohl auch die Trüm­
mer wegräumen müssen, wenn wir das 
Coronavirus dereinst aus dem Feld ge­
schlagen oder zumindest so weit neutrali­
siert haben, dass wir ohne allzu grosse 
Einschränkungen damit leben können. Das 
gilt vor allem für den finanziellen Schaden, 
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der unser Gemeinwesen noch über Jahre belas­
ten wird.

Solidarisch zu sein, hat damit gerade so etwas 
wie eine existenzielle Dimension erhalten.

Dabei, das machen der Soziologe Heiko Rauhut 
und der Psychologe Johannes Ullrich klar, ist 
die Solidarität eine wankelmütige Gefährtin. 

Das ist so, weil sie uns «kognitiv überfordert», 
wie Ullrich feststellt, und es eigentlich «ein evo­
lutionäres Wunder» ist, dass wir solidarisch sind, 
so Rauhut.

Kognitiver Kraftakt
Solidarisch zu sein, fällt uns nicht leicht. Das 
hat damit zu tun, argumentiert Psychologe Jo­
hannes Ullrich, dass Solidarität einen kognitiven 
Kraftakt voraussetzt. Denn um solidarisch zu 
sein, müssen wir Muster erkennen. Im konkre­
ten Fall von Corona das Muster, dass es not­
wendig ist, sozial auf Distanz zu bleiben, wenn 
die Ausbreitung des Virus eingedämmt werden 
soll.Und dies, obwohl uns gar nicht danach ist 
und wir lieber uneingeschränkt arbeiten und 
feiern würden, wie wir es gewohnt sind.

Das heisst, wir müssen die Einzelfallperspek­
tive überwinden und das grosse Ganze in den 
Blick nehmen. «Eine Sisyphus-Aufgabe» sei das, 
diagnostiziert Ullrich. Denn es bedeutet viel 
Schweiss ohne Preis. «Lerntheoretisch spricht 
alles dagegen, dass wir es schaffen, das richtige 
Muster nicht nur zu erkennen, sondern uns auch 
entsprechend zu verhalten», sagt der Professor 
für Sozialpsychologie an der Universität Zürich 
(UZH). Das liegt daran, dass wir nicht belohnt 
oder kaum belohnt werden, wenn wir das «Rich­
tige» tun. Befriedigen wir jedoch unsere unmit­
telbaren Bedürfnisse – einen Abend mit Freun­
den verbringen oder am See flanieren –, feuern 
die Synapsen des Belohnungszentrums in un­
serem Gehirn aus allen Rohren. Diese Beloh­
nung wirkt sich verstärkend auf das Verhalten 
aus (bitte mehr davon, wird uns zugeraunt). 
Gleichzeitig «versinkt das erstrebenswerte Mus­
ter der Enthaltsamkeit zum Wohl aller im geis­
tigen Nebel», sagt Ullrich.

Solidarisch zu sein in Zeiten von Corona, 
bedeutet, die Erfüllung der eigenen Bedürfnisse 
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«Wir sind von Natur aus 
kurzsichtig. Unsere 
hüpfende Aufmerk-
samkeit ist auf die 

Anforderungen im Hier 
und Jetzt ausgerichtet.»
Johannes Ullrich, Psychologe

zu verschieben, manchmal auf unbestimmte Zeit. 
«Dabei handelt es sich psychologisch betrachtet 
um einen Belohnungsaufschub», erklärt Ullrich.

Diese Art von Weit- und Einsicht fällt uns 
schwer. Das hat damit zu tun, «dass wir von 
Natur aus kurzsichtig sind. Unsere hüpfende 
Aufmerksamkeit ist auf die Anforderungen im 
Hier und Jetzt ausgerichtet und nicht auf Dinge, 
die irgendwann in der Zukunft passieren könn­
ten.» Oder auch nicht. Deshalb fällt es uns 
schwer, Belohnungen aufzuschieben. Seien das 
die berühmten Marshmallows, die Kinder vor­
gesetzt wurden, um zu testen, ob sie die sofor­
tige Befriedigung ihrer Bedürfnisse (den Marsh­
mallow zu essen) für einen künftigen Gewinn 
(später zwei davon zu bekommen) zurückstel­
len, oder der Verzicht auf eine Geldsumme, mit 
der Aussicht, später eine grössere zu erhalten.

Solidarisch zu sein, ist ein mentaler Kraftakt. 
Nicht nur aus der Sicht des Psychologen, son­
dern auch aus der des Soziologen. Denn Soli­
darität, eine Form von Kooperation, verlangt 

uns Opfer ab, jedem Einzelnen, im Interesse 
des Gemeinwohls. Das Problem dabei: Die Op­
fer erscheinen dem Einzelnen relativ gross, etwa 
wenn er darauf verzichten soll, in die Ferien zu 
fliegen, um das Klima zu schonen, während der 
tatsächliche Beitrag an die Verminderung der 
Klimaerwärmung nur marginal ist. «Jeder macht 
für sich eine Güterabwägung zwischen dem 
Opfer, das er oder sie bringen muss, und dem 
Nutzen, der dadurch gestiftet wird», sagt Sozio­
logieprofessor Heiko Rauhut. Das kann dazu 
führen, dass uns der Preis als zu hoch erscheint 
und wir nicht mitmachen. Doch Wirkung entfal­
tet der individuelle Verzicht erst, wenn er von 
vielen geleistet wird. Eine weitere potenziell 
problematische Eigenschaft von Solidarität ist 
ihre Interdependenz, ihre Abhängigkeit vom 
Verhalten der anderen. Menschen sind bereit, 
solidarisch zu sein. Doch ob und in welchem 
Ausmass, hängt stark davon ab, wie sich der 
Rest der Herde verhält. Rauhut: «Wir beobachten 

«Wenn sich alle 
Individuen einer Art 

immer uneigennützig 
verhielten, würde sie 

aussterben. Deshalb ist 
es ein evolutionäres 

Wunder, dass wir 
Menschen kooperieren.»

Heiko Rauhut, Soziologe
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Was wir aus der Krise lernen

Gemeinsame Ziele 
verbinden
Solidarisch zu sein, ist eigentlich gegen 
unsere Natur. Trotzdem hat die Corona-
Krise gezeigt, dass wir ein gemeinsames 
Ziel erreichen können, wenn wir bereit 
sind, zum Wohle aller vorübergehend auf 
die Befriedigung unserer Bedürfnisse zu 
verzichten.

die anderen: Wenn sie sich an die Regeln halten, 
sind wir bereit, das auch zu tun.»

Umgekehrt gilt: Wenn sich die anderen drü­
cken, werden wir auch nicht solidarisch sein. 
«Deshalb sind Vorbilder wichtig», sagt Rauhut, 
«die Aufrufe von Prominenten, wegen Corona 
zu Hause zu bleiben, waren sicher hilfreich.»

Gegen unsere Natur
Weniger hilfreich hingegen ist, wenn man einen 
wie Trump als Leithammel hat, der mit seinem 
Verhalten und seinen Tweets alle gut gemeinten 
Appelle unterminiert. Denn die Bereitschaft zur 
Kooperation, auf der Solidarität beruht, ist ein 
fragiles Pflänzchen, auch weil sie eigentlich 
unserer Natur widerspricht, wie Rauhut erklärt: 
«Solidarisch zu sein, bedeutet, anderen etwas 
zu geben, das man selber gut gebrauchen könn­
te.» Früher war das vielleicht ein Stück fettes 
Fleisch, in den Zeiten von Corona ist es der 
Verzicht auf Geselligkeit – auch ein existenziel­
les menschliches Bedürfnis. Wegzugeben, was 
man selber braucht, ohne dafür eine Gegenleis­
tung zu erhalten, ist ein Luxus, den wir uns 
eigentlich gar nicht leisten können. «Wenn sich 
alle Individuen einer Art immer uneigennützig 
verhielten, würde sie aussterben.» Deshalb, so 
Rauhut, ist es ein «evolutionäres Wunder, dass 
wir Menschen kooperieren».

Und: Unsere Kooperation, unsere Solidarität 
beruht meist auf Reziprozität, auf Gegenseitig­
keit: wie du mir, so ich dir. Dabei handelt es 
sich oft um langfristige, strategische Formen 
von Zusammenarbeit, in der Familie, am Ar­
beitsplatz oder in der Nachbarschaft: Wenn ich 
heute meiner Kollegin helfe, wird sie das das 
nächste Mal für mich tun. Klar: Mit solidarischen, 
kooperativen Menschen lebt und arbeitet man 
lieber zusammen als mit Egoisten. Deshalb kann 
es sich lohnen, als solidarisch zu gelten.

Doch selbst wenn wir uns in den leuchtenden 
Farben des Altruismus präsentieren: Tief drin 
sind wir Rappenspalter, die sich genau überle­
gen, was sie geben und im Gegenzug dafür 
erhalten. «Die Forschung zeigt sehr gut, dass 

wir zwar sehr wohl bereit sind, mitzumachen, 
wenn das gefordert wird», sagt Rauhut, «doch 
gerne etwas weniger als die anderen.»
Dieser Mechanismus hat es in sich – er kann
auch dazu führen, dass Solidarität rasch in sich
zusammenfällt. Wenn wir beobachten, dass
andere weniger tun und wir dann auch wieder
etwas weniger tun.

Kontraproduktive Bussen
Was kann getan werden, um die Solidarität über 
längere Zeit aufrechtzuerhalten? Psychologe 
Ullrich und Soziologe Rauhut haben darauf zwei 
Antworten, die in die gleiche Richtung gehen:
«Es braucht Regeln, die für alle verbindlich sind», 
sagt Ullrich. Und: «Strafen, oder die Androhung 
von Strafen, können helfen, alle bei der Stange 
zu halten», sagt Rauhut. Gleichzeitig weist er 
darauf hin, dass Strafen auch kontraproduktiv 
sein können. Weil sie die intrinsische Motivati­
on untergraben, das heisst unseren eigenen 
Antrieb, solidarisch zu sein. Aus der Forschung 
kennt man das Phänomen «a fine is a price», das 
bedeutet: Eine Busse ist der Preis, den man 
dafür bezahlen muss, dass man sich nicht an 
die Regeln hält. Rauhut erzählt das Beispiel 
eines Kindergartens, wo die Kinder oft zu spät 
abgeholt wurden. Darauf wurden die verspäte­
ten Eltern gebüsst. Das Ergebnis: Die Eltern 
kamen noch häufiger zu spät. Die Busse war 
für sie der Preis, den sie dafür bezahlen muss­
ten, etwas länger im Büro zu bleiben. «Im Effekt 
war die Busse also kontraproduktiv. Sie hat das 
unerwünschte Verhalten noch verstärkt», sagt 
Rauhut.

Es will deshalb gut überlegt sein, wie Verstös-
se gegen das Solidaritätsgebot bestraft werden 
und wie hoch das Strafmass ausfällt. Deshalb 
sei es auch gut und richtig, wenn die Polizei 
zuerst das Gespräch suche mit jenen Leuten, 

die sich nicht an die Corona-Vorschriften halten, 
findet Rauhut. Das Gleiche gilt für die Kommu­
nikation der Behörden in der Corona-Krise: Mit 
Appellen arbeiten, transparenten und rationalen 
Argumenten, die Bevölkerung mit an Bord und 
in die Verantwortung nehmen, sei der richtige 
Weg. «Das funktioniert in einer demokratischen 
Gesellschaft besser als rigide Verbote.»

Die Frage ist, ob von der doch beträchtlichen 
Solidarität, die wir in Zeiten von Corona an den 
Tag legen, etwas bleibt, wenn die Krise vorbei 
ist. «Vielleicht», so Johannes Ullrich, «haben wir 
ja tatsächlich etwas gelernt – dass wir ein ge­
meinsames Ziel erreichen können, wenn sich 
jeder zusammenreisst und vorübergehend auf 
die Befriedigung seiner Bedürfnisse verzichtet.
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ARBEITEN AUF BEWÄHRUNG
Bewährungsfrist oder Bewährungsfrust?

Will eine Arbeitgeberin einem Mitarbeitenden wegen mangelnder Leistung 
oder unbefriedigendem Verhalten kündigen, entspricht es der Eigenart des 
öffentlichen Personalrechts, dass dem Arbeitnehmenden vorab die 
Möglichkeit einzuräumen ist, sich zu verbessern. Dazu ist ihm eine 
angemessene Bewährungsfrist anzusetzen. Ein Verzicht auf die Ansetzung 
einer Bewährungsfrist oder der vorzeitige Abbruch einer laufenden Frist ist 
nur ausnahmsweise möglich.

MLaw Lea Sturm 
Rechtsanwältin

Das Gemeinwesen muss sich stets nach den im 
öffentlichen Recht geltenden Grundsätzen ver­
halten, auch dann, wenn eine Kündigung aus­
gesprochen werden soll. Im Unterschied zu den 
privatrechtlichen Anstellungsverhältnissen, wo 
eine Kündigung lediglich nicht missbräuchlich 
im Sinne des Obligationenrechts sein darf, muss 
bei einer Kündigung eines öffentlich-rechtlichen 
Angestelltenverhältnisses zusätzlich ein sachli­
cher Kündigungsgrund vorliegen. Das Erforder­
nis des sachlichen Kündigungsgrundes ergibt 
sich sowohl aus dem Willkürverbot als auch aus 
dem Gebot der Verhältnismässigkeit sowie aus 
dem Grundsatz von Treu und Glauben und wird 
auch als Konkretisierung der Fürsorgepflicht 
der Arbeitgeberin gegenüber ihren Mitarbeiten­
den verstanden (Urteil des Verwaltungsgerichts 
des Kantons Zürich VB.2014.00174 vom 22. 
Oktober 2014, E. 4.3). Ein sachlicher Kündi­
gungsgrund muss also auch dann vorliegen, 
wenn ein solcher nicht in der kantonalen oder 
kommunalen Gesetzgebung normiert ist. In den 
meisten Personalgesetzen wird die Vorausset­
zung des sachlichen Kündigungsgrunds jedoch 
explizit genannt (beispielsweise in § 18 Abs. 2 

des Personalgesetzes des Kantons Zürich oder 
§ 19 Abs. 3 lit. c und d des Personalgesetzes 
Basel-Landschaft i.V. m. § 15 Abs. 1 der Perso­
nalverordnung Basel-Landschaft).

Nebst wirtschaftlichen oder betriebsorgani­
satorischen Gründen stellen namentlich auch 
mangelnde Leistungen oder das unbefriedigen­
de Verhalten eines Arbeitnehmenden einen 
sachlichen Kündigungsgrund dar. Soll einem 
Arbeitnehmenden aus einem der beiden letzt­
genannten Gründe gekündigt werden, ist ihm 
die Kündigungsabsicht in einem ersten Schritt 
im Rahmen einer (ausserordentlichen) Mitar­
beiterbeurteilung oder Mahnung zu eröffnen 
und ihm schriftlich eine angemessene Bewäh­
rungsfrist anzusetzen (Urteil des Bundesgerichts 
8C_500/2013 vom 15. Januar 2014, E. 7.5). Die 
Bewährungsfrist bezweckt, dem Betroffenen die 
Möglichkeit zu bieten, die ihm vorgehaltenen 
Leistungs- oder Verhaltensdefizite zu beheben. 
Spätestens nach Ablauf der angesetzten Bewäh­
rungsfrist ist erneut eine Mitarbeiterbeurteilung 
vorzunehmen, welche dazu dient, festzustellen, 
ob das Arbeitsverhältnis fortgesetzt werden soll 
oder nicht. 

Dauer der Bewährungsfrist
Sinn und Zweck der Bewährungsfrist liegt da­
rin zu eruieren, ob sich die bemängelte Leistung 
oder das bemängelte Verhalten weiterhin ma­
nifestiert oder nicht. Gleichzeitig wird dem Be­
troffenen die Möglichkeit gewährt, Verfehlungen 
wieder gut zu machen. Dafür ist ihm ausrei­
chend Zeit einzuräumen. Was als ausreichende 
Dauer gilt, ist im Einzelfall festzulegen. Eine 
Dauer von einem Monat ist in der Regel zu kurz, 
um eine aussagekräftige Überprüfung der be­
anstandeten Leistung oder des beanstandeten 

Verhaltens vorzunehmen. Für die Festlegung 
der Dauer kommt es u. a. darauf an, welche 
Leistungen in Frage stehen. Wird beispiels- 
weise eine Arbeitsleistung moniert, die lediglich 
quartalsweise anfällt, muss die Frist so angesetzt 
werden, dass der Betroffene tatsächlich die Mög­
lichkeit erhält, sich zu beweisen bzw. sein Ver­
halten oder seine Leistung zu verbessern. Dies 
ist sicher dann nicht der Fall, wenn die mass­
gebliche Arbeit innerhalb der angesetzten Be­
währungsfrist gar nicht anfällt. Ferner spielt es 
auch eine Rolle, ob das bemängelte Verhalten 
oder die bemängelte Leistung schon mehrmals 
abgemahnt wurde. Je früher und je öfter eine 
bestimmte Leistung oder ein bestimmtes Ver­
halten bereits abgemahnt wurde und die Ab­
mahnungen auch belegt sind, desto kürzer darf 
die anzusetzende Frist ausfallen (immer unter 
der Voraussetzung, sie erlaubt es dem Mitarbei­
tenden, sich auch tatsächlich zu bewähren). 

Letztlich spielt es auch eine Rolle, welche Leis­
tung oder was für ein Verhalten gerügt wird. Je 
wichtiger die Beseitigung eines bestimmten 
Missstandes ist, desto kürzer darf die Frist aus­
fallen.

Seitens der Arbeitgeberin sollte bezüglich der 
Ansetzung der Bewährungsfrist auch nicht aus-
ser Acht gelassen werden, dass das Arbeiten auf 
Bewährung für den Betroffenen einen enormen 
Druck auslöst und oft als schikanös empfunden 
wird. Bei langen Bewährungsfristen sind daher 
Zwischenbeurteilungen vorzunehmen, und über 
ein Jahr hinausgehende Fristen sind nach Mög­
lichkeit zu vermeiden. In der Praxis werden in 
der Regel Bewährungsfristen zwischen zwei und 
sechs Monaten angesetzt. 
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Verkürzung und Verzicht
Eine Bewährungsfrist stellt oft nicht nur für den 
Arbeitnehmenden, sondern auch für die Arbeit­
geberin eine schwierige Situation dar. Insbeson­
dere dann, wenn schon länger Abmahnungs­
gründe bestehen, mit einem entsprechenden 
Mitarbeitergespräch aber zugewartet wird. 

Nicht selten werden seitens der Arbeitgebe­
rin Mängel in der Arbeitsleistung oder im Ver­
halten zwar festgestellt, aber keine Mahnung 
ausgesprochen. Die Gründe dafür sind vielfältig. 
Oft tritt eine mangelhafte Leistung oder ein 
mangelhaftes Verhalten nicht durchgehend auf, 
so dass das unangenehme Mitarbeitergespräch 
und die damit verbundene Abmahnung immer 
wieder verschoben wird, wenn sich (kurzfristi­
ge) Leistungs- oder Verhaltensbesserungen ab­
zeichnen. Fällt dann der sprichwörtliche Trop­
fen, der das Fass zum Überlaufen bringt, fühlt 
sich der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin vor 
den Kopf gestossen, wenn er oder sie sich mit 
einer Fülle von Einzelvorkommnissen konfron­
tiert sieht, die allenfalls schon Monate und/oder 
Jahre zurückliegen und die für ihn oder sie 
bereits abgeschlossen sind. Auf der anderen 
Seite ist das Vertrauen der Arbeitgeberin gegen­
über dem betroffenen Mitarbeiter oder der be­
troffenen Mitarbeiterin meist schon stark ange­
schlagen, und es stellt sich ihr bisweilen die 
Frage, ob die Bewährungsfrist ihren Zweck 
überhaupt noch erfüllen kann oder ob darauf 
verzichtet werden kann, wenn die Kündigungs­
absicht bereits feststeht.

Ein Verzicht auf die Ansetzung einer Bewäh­
rungsfrist ist nur möglich, wenn die strengen 
Voraussetzungen für eine fristlose Kündigung 
erfüllt sind oder wenn aufgrund der konkreten 
Umstände feststeht, dass eine Bewährungsfrist 
ihren Zweck nicht erfüllen kann. Beispielswei­
se wenn davon ausgegangen werden muss, dass 
der Arbeitnehmende auch mit angemessenen 
Förderungsmassnahmen nicht in der Lage sein 

wird, die bemängelte Leistung während der 
Bewährungsfrist zu verbessern, oder wenn der 
Arbeitnehmende nicht gewillt ist, sein bemän­
geltes Verhalten zu ändern. Sind die Vorausset­
zungen für eine fristlose Kündigung nicht erfüllt, 
soll aber eine ordentliche Kündigung unter 
Verzicht auf die Ansetzung einer Bewährungs­
frist ausgesprochen werden, müssen nicht nur 
die beanstandeten Verfehlungen dokumentiert 
sein. Wird geltend gemacht, auf die Bewäh­
rungsfrist könne abgesehen werden, da sie ihren 
Sinn nicht erfüllen wird, hat die Arbeitgeberin 
aufzuzeigen, dass sie die bemängelte Leistung 
oder das bemängelte Verhalten bereits abge­
mahnt hat, sich in der Folge jedoch keine oder 
jeweils nur kurzzeitige Verbesserungen in der 
bemängelten Leistung bzw. des Verhaltens zeig­
ten. Nur dann, wenn sich im Sinne eines Ge­
samtbilds aufzeigen lässt, dass die Leistung und/
oder das Verhalten eines Mitarbeiters oder einer 
Mitarbeiterin sich trotz angebrachter Kritik über 
einen langen Zeitraum hinwegzog oder der  
Arbeitnehmende seinen Unwillen zur Verbesse­
rung ausdrücklich bekundet, darf ausnahms­
weise eine ordentliche Kündigung ohne vorgän­
gige Ansetzung einer Bewährungsfrist ausge­
sprochen werden (vgl. Urteil des Verwaltungs­
gerichts des Kantons Zürich PB.2009.00033). 
Regelmässig fehlt es aber gerade an einer aus­
reichenden vorgängigen Kritik. Nicht ausrei­
chend ist, dass die Mängel schon mal themati­
siert wurden. Vielmehr muss die Kritik deutlich 
angebracht und die möglichen Folgen bei aus­
bleibender Verbesserung aufgezeigt werden.

In der Rechtspraxis stellt sich auch immer 
die Frage, ob eine laufende Bewährungsfrist 
allenfalls abgebrochen werden kann. Auch eine 
Verkürzung einer laufenden Bewährungsfrist 
ist davon abhängig, ob deren Zweck erfüllt wer­
den kann oder nicht. Erfolgen beispielsweise 
bereits nach Ansetzung einer Bewährungsfrist 
wieder Verstösse der bemängelten Art, kann es 

unter Umständen zulässig sein, die Bewährungs­
frist vor Ablauf der angesetzten Dauer für be­
endet zu erklären. So erachtete das Verwaltungs­
gericht des Kantons Zürich in einem neueren 
Entscheid den vorzeitigen Abbruch einer Be­
währungsfrist durch eine Gemeindepolizei als 
zulässig, da der betroffene Mitarbeiter auch nach 
Ansetzung der First gegen die klaren Bewäh­
rungsvorgaben verstiess und weiterhin während 
seiner Arbeitszeit Tätigkeiten für sein privates 
Unternehmen erledigte. Damit war für das Ver­
waltungsgericht klar, dass der Betroffene nicht 
willens war, sich künftig an die sich aus seiner 
Tätigkeit und dem konkreten Anstellungsver­
hältnis ergebenden Pflichten und Weisungen zu 
halten, und stützte den Entscheid der Gemein­
depolizei, die Bewährungsfrist vorzeitig abzu­
brechen und die ordentliche Kündigung auszu­
sprechen (vgl. Urteil des Verwaltungsgerichts 
des Kantons Zürich VB.2018.00642 vom 3. Ap­
ril 2019).

Fazit
Wird eine Kündigung eines Arbeitnehmenden 
aufgrund eines mangelhaften Verhaltens oder 
einer mangelhaften Leistung ins Auge gefasst, 
ist dem Arbeitnehmenden das Fehlverhalten 
grundsätzlich vorgängig im Rahmen einer (aus-
serordentlichen) Mitarbeiterbeurteilung zur 
Kenntnis zu bringen und ihm eine angemesse­
ne Bewährungsfrist unter konkreten Bewäh­
rungsvorgaben anzusetzen. Nach Überprüfung 
der beanstandeten Mängel bzw. nach Ablauf der 
Bewährungsfrist ist erneut eine (ausserordent­
liche) Mitarbeiterbeurteilung durchzuführen, an 
der über die Fortführung des Arbeitsverhältnis­
ses zu befinden ist. Konnte keine abschliessen­
de Überprüfung vorgenommen werden, bei­
spielsweise aufgrund krankheitsbedingter Ab­
wesenheit oder anderer Umstände, ist dem 
Arbeitnehmenden eine weitere, allenfalls kür­
zere, Bewährungsfrist anzusetzen. 

Ein Verzicht auf die Ansetzung einer Bewäh­
rungsfrist oder ein frühzeitiger Abbruch einer 
laufenden Frist setzt voraus, dass die Bewäh­
rungsfrist aufgrund der konkreten Umstände 
im Einzelfall ihren Zweck nicht erfüllen kann 
oder wenn der Arbeitnehmende nicht gewillt 
ist, sein bemängeltes Verhalten zu ändern, und 
dies auch kundtut. Sowohl der Verzicht als auch 
der Abbruch haben Ausnahmecharakter. In der 
Praxis werden strenge Anforderungen an deren 
Voraussetzungen gestellt. Fehlt es an einem 
Nachweis, dass die vorangegangene Kritik in 
der erforderlichen Deutlichkeit erfolgt ist, kann 
sich die Arbeitgeberin jedenfalls nicht auf den 
Standpunkt stellen, es sei keine Verbesserung 
zu erwarten. In der Regel wird die Arbeit- 
geberin daher eine Bewährungsfrist ansetzen 
müssen.

MLaw Lea Sturm, Rechtsanwältin
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«DER TUT NIX!»
Kommt ein Beamter in die Tierhandlung und sagt:  
«Tut mir leid, ich muss den Goldfisch zurückgeben. 
Der brachte so viel Hektik ins Büro.» 

Beamtenwitze halten sich hartnäckig, und selten wird der Ausdruck 
«Beamte» mit Tugenden wie Fleiss, Ausdauer oder Disziplin gleichgesetzt. 
Dies sicher zu Unrecht. Erstaunlich ist die Hartnäckigkeit der Vorurteile 
gegenüber Staatsangestellten aber insbesondere deswegen, weil es «die 
Beamten» in der Schweiz schon seit dem Jahr 2002 nicht mehr gibt. Mit 
Inkrafttreten des Bundespersonalgesetzes am 1. Januar 2002 wurde die 
Wahl auf Amtsdauer durch eine kündbare öffentlich-rechtliche Anstellung 
ersetzt: Aus Beamten wurden Angestellte. 

MLaw Lea Sturm 
Rechtsanwältin

Im 19. Jahrhundert waren die Rechte und Pflich­
ten von Staatsangestellten sehr lückenhaft in 
einzelnen Verordnungen geregelt. Eine einheit­
liche Ordnung wurde immer mehr zum Anlie­
gen, welchem mit dem am 30. Juni 1927 vom 
Parlament verabschiedeten Beamtengesetz 
nachgekommen wurde. In der Botschaft hiess 
es dazu: «Das Volk wünscht Ordnung und Si­
cherheit; diesem Zwecke dient die Staatsverwal­
tung. Um ihre Beständigkeit zu sichern, vertraut 
es die Verwaltung nicht einer privatwirtschaft­
lichen Unternehmung, sondern Beamten an.» 
Das Beamtengesetz regelte das Dienstverhältnis 
der Bundesbeamten und bildete das Gegenstück 
zum privaten Arbeitsvertrag gemäss dem Obli­
gationenrecht (OR). Nicht alle in der Verwaltung 
Beschäftigten waren Beamte, massgebend war 
ein Ämterverzeichnis. Sodann wurden Beamte 
– anders als in Deutschland und in Österreich 
– nicht auf Lebenszeit in ein Amt ernannt bzw. 
berufen. Vielmehr wurde der Begriff des «Be­
amten» schon damals für einen auf eine be­
stimmte Zeitdauer gewählten Amtsinhaber ver­
wendet. Das heisst, die Beamten wurden schon 
damals nicht auf Lebzeiten, sondern nur für eine 

bestimmte Amtszeit gewählt. Eine Auflösung 
des Dienstverhältnisses durch die Wahlbehörde 
vor Ablauf der drei- oder vierjährigen Amtszeit 
kam jedoch nur aus wichtigen Gründen in Fra­
ge. Solche Gründe waren namentlich Dienstun­
tauglichkeit, Konkurs oder bei den weiblichen 
Beamtinnen deren «Verehelichung».

Über 65 Jahre und 20 Revisionen des Beam­
tengesetzes später wurde die Personalpolitik 
des Bundes Ende der 90er-Jahre zum Politikum, 
nachdem der Bericht der Geschäftsprüfungs­
kommission vom Februar 1998 das Fehlen einer 
einheitlichen Personalpolitik und unklare Kom­
petenzen bemängelte. Im Dezember 1998 lag 
der Entwurf zum Bundespersonalgesetz vor. 
Zentraler Bestandteil des im März 2000 verab­
schiedeten Gesetzes war die Abschaffung des 
Beamtenstatus. Die Wahl für eine Amtsdauer 
wurde durch eine öffentlich-rechtliche Anstel­
lung ersetzt. Mit der Abschaffung des Beamten­
status wurden flexiblere Arbeitsverhältnisse 
geschaffen. Neu war insbesondere, dass die 
ehemaligen Beamten nun auch kündbar wur­
den. Nicht nur bei Vorliegen von «wichtigen 
Gründen», sondern auch aus wirtschaftlichen 
oder betrieblichen Gründen sowie wegen man­
gelnder Leistung oder unbefriedigendem Ver­
halten. 

Der bedeutendste Unterschied zwischen  
einer privatrechtlichen und einer öffentlich-
rechtlichen Anstellung liegt seit dem Inkrafttre­
ten des Bundespersonalgesetzes vom 1. Januar 
2002 im Kündigungsschutz. Der zeitliche  
Kündigungsschutz bereitet bezüglich der Un­
terscheidung zwischen privatrechtlicher und 
öffentlich-rechtlicher Anstellung kaum Proble­
me. Im privatrechtlichen Arbeitsverhältnis sieht 
das Obligationenrecht (OR) gewisse Sperrfristen 

vor, in denen nicht gekündigt werden darf und 
deren Nichteinhaltung zur Nichtigkeit der Kün­
digung führt. Auch bei den öffentlich-rechtli­
chen Dienstverhältnissen ist ein zeitlicher Kün­
digungsschutz vorgesehen, indem die Dienst­
ordnung entweder direkt auf die Bestimmungen 
des OR verweist oder selber entsprechende 
Sperrfristen vorsieht. Während in den privat­
rechtlichen Arbeitsverhältnissen in sachlicher 
Hinsicht jedoch der Grundsatz der Kündigungs­
freiheit gilt, eine Kündigung also ohne Anfüh­
rung eines speziellen Grundes ausgesprochen 
werden kann, darf einem Arbeitnehmenden in 
einem öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnis 
nur gekündigt werden, wenn dafür ein sachli­
cher Grund vorliegt. Ein solcher ist namentlich 
in einer mangelhaften Arbeitsleistung zu erbli­
cken oder bei fehlendem Bedarf vorliegend. 
Sodann kann eine Kündigung eines privatrecht­
lichen Arbeitsverhältnisses formfrei erfolgen, 
während es im öffentlichen Recht für die Gül­
tigkeit der Kündigung meist der Schriftform 
sowie einer vorgängigen Mahnung und einer 
Bewährungsfrist bedarf. Der Grund für diesen 
unterschiedlich ausgestalteten Kündigungs­
schutz liegt darin, dass sich die Parteien in den 
privatrechtlichen Arbeitsverhältnissen auf  
gleicher Stufe gegenüberstehen, während den 
öffentlich-rechtlich Angestellten der Staat als  
Hoheitsträger gegenübersteht ... sowie unzäh­
lige Beamtenwitze, die sich auch seit dem In­
krafttreten des Bundespersonalgesetzes vor 
rund 18 Jahren nicht verändert haben.

MLaw Lea Sturm, Rechtsanwältin

RECHT
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MIT EMPATHIE RESPEKT  
ERLANGT
Ein Fall der Stadtpolizei Winterthur

Es ist ein ruhiger Montagabend – oder doch nicht? Am Hauptbahnhof einer 
grösseren Stadt der Schweiz herrscht Unruhe. Inmitten des Getümmels 
steht eine Frau im Sport-Top. Auf ihren Hüften liegt ihr Waffengurt, und in 
ihren Händen hält sie ein Kleidungsstück. Es ist das Shirt ihrer 
Polizeiuniform.
Dieses drückt sie in die klaffende Wunde eines Mannes. Was ist geschehen?

Michelle Guilfoyle 

Es ist Montag, und wir sind ausnahmsweise zu 
viert auf Streife. Mein Patrouillenpartner und ich 
werden von einem Stagier (Trainee/Auszubil­
dender) des Rettungsdienstes und einem Poli­
zeikollegen aus Deutschland begleitet. Kurz nach 
22.30 Uhr müssen wir zum Hauptbahnhof. Eine 
stark alkoholisierte Person sorgt für Aufsehen. 
Ansonsten ist es ruhig, und ich sage zu meinen 
Mitfahrern: «Ganz ehrlich, ich glaube, das war 
für heute der letzte Einsatz, es ist Montagabend.» 
Kurz nachdem ich das gesagt habe, meldet der 
Disponent auf der Einsatzzentrale eine Messer­
stecherei am Hauptbahnhof. Ich schalte das 
Blaulicht mit Horn ein. Während der Fahrt spre­
chen wir uns untereinander ab. Ich bin konzen­
triert, gehe im Kopf durch, was uns erwarten 
könnte. Gemäss der Meldung sei ein Mann mit 
einem Messer niedergestochen worden. Ange­
spannt nehme ich mein Tourniquet vom Gurt.

Jeder Griff sitzt
Über den Funk hören wir, dass eine andere
Patrouille bereits vor Ort ist. Als wir am Bahn­
hof ankommen, treffen wir entgegen den ersten 

Informationen auf vier Passanten. Zwei sind offen­

sichtlich verletzt. Die Täter haben sich vor un­
serer Ankunft aus dem Staub gemacht. Um uns 
neu abzusprechen, bleibt uns keine Zeit.

Meine Kollegen und ich verstehen uns wort­
los, und jeder weiss, was er zu tun hat. Während 
einige gegen aussen absichern, kümmern sich 
der uns begleitende Rettungssanitäter, drei wei­
tere Kollegen und ich um die beiden blutüber­
strömten Personen.

Gelernt zu funktionieren
Als ich das bereits von Blut getränkte T-Shirt 
des einen jungen Mannes anhebe, sehe ich im 
Nierenbereich eine klaffende Wunde. Auch sei­
ne Jeanshose ist komplett mit Blut vollgesogen, 
und am Boden bildet sich bereits eine Blutla­
che. Er ist bei Bewusstsein und ansprechbar. 
Ich frage ihn, ob er sich hinsetzen oder hinle­
gen möchte. Er sagt zu mir, dass er sich nicht 
bewegen könne und stehen bleiben möchte. 
Die Wunde hört nicht auf zu bluten, und meine 
Nervosität steigt. Das Rettungsteam mit dem 
Notarzt ist noch nicht eingetroffen. Der Ret­
tungssanitäter, der uns als Stagier begleitet, gibt 
uns die Anweisung, die Wunde zu stopfen. So­
fort sprinte ich zu unserem Streifenwagen, öff­
ne unseren Erste-Hilfe-Koffer und suche nach 
Material, welches sich dafür eignen würde. 
Leider kann ich keine geeignete Gaze finden. 
Als mir der Sanitäter zuruft: «Ein T-Shirt geht 

auch!», überlege ich keinen Moment, ziehe mein 
Poloshirt aus und drücke es in die Fleischwun­
de des Mannes. Mein Kollege stützt während­
dessen das Opfer von vorne. Ich stehe am 
Bahnhof inmitten des Geschehens, nur mit 
meinem Sport-Top bekleidet. In jenem Moment 

mache ich mir keine Gedanken, ich funktionie­
re einfach.

Gaffer behindern unsere Arbeit
Sekunden kommen mir wie Stunden vor. Lang­
sam nehme ich die Gegenwart wahr. Ich merke, 
wie mein rechtes Bein zittert. Es ist nicht die 
Kälte. Nein, es ist das Adrenalin in meinem 
Körper. Einen solchen Einsatz hatte ich zuvor 
noch nie. Ich stelle fest, wie Passanten unmit­
telbar neben uns stehen bleiben und gaffen. Ich 
fordere die Schaulustigen auf, weiterzugehen. 
Dieser Aufforderung kommen sie nicht nach, 
und weitere Einsatzkräfte müssen die Leute 
zurückdrängen.

In mir kommt Wut hoch: Wie kann man sich 
am Leid anderer ergötzen? Als die Ambulanz 
eintrifft, fühle ich mich erlöst. Sie nehmen sich 
der verletzten jungen Männer an und überfüh­
ren beide ins Spital. Nun habe ich Zeit, mir meine 

Jacke anzuziehen. Bevor ich über den Einsatz nach­

denken kann, müssen wir an einen weiteren dring­

lichen Einsatz.

Wenn der Kopf einem den Schlaf raubt
Als ich am Morgen nach Feierabend zuhause 
ankomme und mich auf meine Couch fallen 
lasse, kann ich das erste Mal so richtig nach­
denken. Erst jetzt merke ich, wie sehr mich 
dieser Einsatz mitgenommen hat. Ein Gedanke 
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nach dem anderen schwirrt mir durch den Kopf. Wie ist es zu dieser Mes­
serstecherei gekommen? Haben es die beiden überlebt? Wie geht es ihnen? 
Hätte ich etwas anders machen können? Was, wenn ich ohne Poloshirt in 
den Medien erscheine? Was würden meine Vorgesetzten dazu sagen? Muss 
ich mich nun dem Gespött meiner Arbeitskollegen aussetzen? Es ging um ein 

Menschenleben, kann man da überhaupt etwas «falsch» machen? Ich lasse 
mich selbst durch meine Gedanken verunsichern, und mir fällt es an diesem 

Tag etwas schwer, einzuschlafen.

Respekt für Respekt
Nun ja, von Tag zu Tag verschwanden diese Gedanken mehr, und meine 
einzige Pendenz war, ein neues Poloshirt abzuholen. Als ich einige Tage 
später einen Anruf erhalte, bin ich überrascht. Es ist niemand anders als 
der junge Mann, welcher vor einigen Tagen niedergestochen worden ist. 
Völlig perplex höre ich ihm und seinen Worten zu. Er lobt die Arbeit der 
Polizei und bedankt sich bei mir und meinen Kameraden. Damit habe ich 
nicht gerechnet. Vom Hören und Sagen sei er angeblich nicht gerade der 
grösste Polizeifan.

Michelle Guilfoyle

Was verbindet Sie 
mit Ihrer Bank?
Geld. Und was Ihre Bank damit macht. Gesellschaftliche Verantwortung
ist uns wichtig: Lohngleichheit oder Vereinbarkeit von Arbeit und Familie
gehören genauso dazu wie unser Engagement gegen Krebs. Der Zentral- 
verband Öffentliches Personal Schweiz (ZV) und die Bank Cler, das passt – 
deshalb sind wir seit vielen Jahren Partner. Davon profitieren auch Sie – ob 
Zahlen und Sparen, Anlegen, Hypotheken oder Finanzplanung:  
cler.ch/zentralverband

Zeit, über Geld zu reden.

Wir danken unseren Kolleginnen und Kollegen vom 
Verband Schweizerischer Polizei-Beamter VSPB für die-
sen beeindruckenden Beitrag aus der Verbandszeit-
schrift zum öffentlichen Dienst.



9ZV INFO OKTOBER 2020 ROTTWEIL UND DIE EIDGENOSSEN

ROTTWEIL UND DIE 
EIDGENOSSEN
Gedankenaustausch zwischen Öffentliches Personal Schweiz (ZV) 
und dem Beamtenbund Baden-Württemberg (BBW)

Der regelmässige Gedankenaustausch zwischen Öffentliches Personal 
Schweiz und dem Beamtenbund Baden-Württemberg (BBW) hat nun nicht 
nur eine lange Tradition, sondern wird auch wieder aktiv gelebt. Die 
Kenntnis von Problemen und Erfolgen, von gemeinsamen Regeln und völlig 
anderen Lösungen ist für beide Seiten ein Gewinn. Denn das Ziel ist für 
beide dasselbe: Erhalt eines guten öffentlichen Dienstes oder, wie wir 
Schweizer sagen würden, eines guten Service public.

Michael Merker 
Sekretär Öffentliches Personal Schweiz (ZV)

Traktanden waren für einmal (es ist die Aus­
nahme) keine vorgesehen. Die Führungsgremi­
en beider Verbände trafen sich zum spontanen 
gedanklichen Austausch in Rottweil. Die The­
men kreisten selbstverständlich um den öffent­
lichen Dienst, insbesondere seine Belastung in 
den letzten Monaten der Covid-19-Pandemie 
und die damit verbundenen Probleme. Es ging 
auch um einen Grundsatzentscheid des Bun­
desverfassungsgerichts, welches den deutschen 
Kolleginnen und Kollegen attestierte, dass ihre 
Verdienstlage, weil zu tief, verfassungswidrig 
sei. Es ging da und dort auch um die bekannten 
Themen wie Arbeitszeit, Vaterschaftsurlaub, Be­
förderungssysteme und Entlöhnung.

Natürlich, es wurden auch verbandsinterne 
Sorgen kommuniziert wie insbesondere die Ent­
wicklung der Mitgliederzahlen, die gelegentli­
chen Schwierigkeiten (vor allem auf schweize­
rischer Seite), jungen Nachwuchs für die in den 
Vorständen oft überalterten Personalverbände 
zu finden, die Frage, wie man Engagement für 
den öffentlichen Dienst an eine jüngere Gene­
ration weiterträgt. Die perfekte Lösung ist nicht 
parat, aber Ideen und Lösungsansätze.

Die geschätzten Kolleginnen und Kollegen 
vom BBW haben sich gut um uns Schweizer 
gesorgt. Mit einer ausserordentlich qualifizierten 
Stadtführung, die ganz auf die Verbindung der 
Stadt Rottweil mit der schweizerischen Eidge­
nossenschaft fokussierte, kam für manche Er­
staunliches ans Tageslicht. 

Die älteste Stadt Baden-Württembergs wurde 
bereits 73 nach Christus von den Römern unter 
Kaiser Vespasian gegründet und hat seither Be­
stand. Wie wenig die heutigen Nationalstaaten 
und ihre Grenzen in Stein gemeisselt sind, zeigt 

sich an den Beziehungen von Rottweil zur heu­
tigen Schweiz. 1463 schloss sich Rottweil der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft an und war 
ein zugewandter Ort. Die Rottweiler kämpften 
in der Schlacht bei Murten auf der Seite der 
Eidgenossen gegen Karl den Kühnen. Das Bünd­
nis wurde 1519 im sogenannten ewigen Bund 
unbefristet verlängert. Diese Beziehung besteht 
bis heute, im letzten Jahr wurde das 500-jährige 
Jubiläum gefeiert – im Beisein der zugewandten 
Orte der Schweizerischen Eidgenossenschaft. 
Darunter befindet sich auch die Talschaft Urse­

Stadtführung in Rottweil: Verbandsmitglieder BBW und Öffentliches Personal Schweiz ZV
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ren, am Treffen unserer Verbände Öffentliches 
Personal Schweiz und Baden-Württembergischer 
Beamtenbund mittelbar vertreten durch Susan­
ne Gisler aus Altdorf.

Eine wunderschön erhaltene Altstadt mit mit­
telalterlichem Stadtkern, mit Kirchen, Türmen 
und eindrücklichen Bürgerhäusern, lassen er­
kennen, wie vor Hunderten von Jahren gelebt 
wurde und wie sich auf engem Raum eine Ge­
meinschaft bildete, wo jeder jeden kannte. Das 
sei auch noch heute so, wurde gesagt. Wer frü­
her das Stadtgebiet verliess, war auf sich allein 
gestellt und Gefahren ausgesetzt. Das war mit 
ein Grund, den überaus kräftigen Rottweiler zu 
züchten, der beim Transport von Waren half 
und auch dafür sorgte, dass diese ausserhalb 
des Stadtgebiets beim Eigentümer verblieben.

Neben den Fachdiskussionen blieb damit 
auch genug Zeit, etwas Neues kennen zu lernen. 
Das Treffen zwischen BBW und Öffentliches 

Personal Schweiz geht auf den damaligen Vor­
sitzenden und heute Ehrenvorsitzenden des 
BBW, Horst Bäuerle, zurück, der 1995 dieses 
Treffen ins Leben gerufen und institutionalisiert 
hatte. Besonders erfreulich: Auch am diesmali­
gen Treffen 2020 hat Horst Bäuerle teilgenom­
men. Präsidiert wird der BBW heute von Kai 
Rosenberger, der in Rottweil aufgewachsen ist 
und das Bündnis mit uns Schweizern auch auf 
Verbandsebene weiterführt. Eine erfreuliche 
Sache durch und durch, ein hervorragender 
fachlicher und persönlicher Austausch für beide 
Seiten.

Michael Merker,
Sekretär Öffentliches Personal Schweiz (ZV)
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LOHNVERGLEICH
Wegmacher/in / Betriebsangestellte/r

Erledigt Strassen-Unterhaltsarbeiten unter Beachtung der Verkehrssicher­
heit oder als Betriebsangestellte/r entsprechende Aufgaben mit gleich­
wertigem Verantwortungsprofil.

Ausbildung / Anforderungen
•	 Handwerkliches Geschick 
•	 Bei Wegmacher/in Führerausweis C

Gehalt
Bei 100%-Pensum, inkl. 13. Monatslohn und Teuerungszulage, ohne 
Sonderzulagen im Berichtsjahr.

* Minimum der angerechneten Dienstjahre bei voller Ausbildung

Gemeinde 1. Dienstjahr 11. Dienstjahr Maximum nach x DJ Arbeitszeit/Woche anger. DJ * Bemerkungen

  1 49 977 53 140 72 186 15–20 42

  2 52 024 73 539 41 Fr. 3840.– Wohnsitzzulage pro Jahr

  3

  4 67 056 80 726 82 050 15 42

  5

  6

  7 55 440 78 266 42

  8

  9 52 001 70 859 85 146 45 42.5 0

10 57 077 67 316

11 53 447 70 016 74 825 42

12 47 192 69 388 20 40

13 57 435 66 709 70 852 40

14 43 447 66 316 42 1–3

15 53 820 67 927 83 603 26 42 4

Kantone 1. Dienstjahr 11. Dienstjahr Maximum nach x DJ Arbeitszeit/Woche anger. DJ * Bemerkungen

  1 50 381 69 274 75 571 20 42 1 dazu 0% bis 5% Leistungszuschlag

  2 54 706 71 773 42

  3

  4 56 838 72 299 82 242 20 42 Strassenwärter/in / Chauffeur/Chauffeuse

  5

  6 54 840 76 776 42

  7

  8 53 286 93 688 25–35 42

  9

10 56 590 89 941 42

11 46 703 71 823

12

13

14

15

LOHNVERGLEICH
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LOHNVERGLEICH
Polizist/in

Erledigt Aufgaben im Sicherheits- und Ordnungsdienst wie:
•	 Aufrechterhalten von Ruhe, Ordnung und Sicherheit
•	 Tatbestandesaufnahmen, Sachbearbeitungen
•	 Selbstständiges Arbeiten mit Entscheidungskompetenz am Tatort

Ausbildung / Anforderungen
•	 Abgeschlossene Berufslehre 
•	 Einjährige Polizeianwärterschule 
•	 Physische und psychische Belastbarkeit 
•	 Hohe Kompetenz und Entscheidungsfähigkeit

Gehalt
Bei 100%-Pensum, inkl. 13. Monatslohn und Teuerungszulage, ohne Sonderzulagen 
im Berichtsjahr.

Bild: Reto Martin / St. Galler Tagblatt

Gemeinde 1. Dienstjahr 11. Dienstjahr Maximum nach X DJ Arbeitszeit/Woche anger. DJ * Bemerkungen

  1 68 427 75 958 99 233 15–20 42

  2 70 308 97 691 41 3840.– Wohnsitz-/J. + Inkonv.– + Schichtzulage

  3

  4 88 337 96 673 98 261 15 42

  5

  6

  7

  8

  9

10 62 381 81 948 109 252 37 40 0

11 64 719 84 782 90 605 42 Agent Policier

12 64 561 84 390 92 320

13 71 341 82 096 87 425 40

14 64 889 93 575 42 1–3

15

* Minium der angerechneten Dienstjahre bei voller Ausbildung

Kantone 1. Dienstjahr 11. Dienstjahr Maximum nach X DJ Arbeitszeit/Woche anger. DJ * Bemerkungen

  1 70 234 96 572 105 351 20 42 1 dazu 0% bis 5% Leistungszuschlag

  2 78 191 99 927 42

  3

  4 77 480 89 888 Gfr/Kpl 42 Gfr/Kpl / Max. kann nicht erreicht werden

  5 70 489 84 432 109 798 42

  6 76 511 107 115 42 LS 10–12

  7 68 809 107 081 42 plus Inkonv.zul. 2. Niveau Polizeisachb. bis 115 570

  8 68 729 109 967 25–35 42

  9

10 62 368 99 407 42 ohne Fachverantwortung, ohne Inkonvenienzzulagen

11 63 782 98 440

12

13

14

15

16

17

18

LOHNVERGLEICH
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«ICH ARBEITE AB SOFORT  
NUR NOCH TEILZEIT!»
Aus der Versicherungsgruppe

Urs Graf 
Geschäftsleitungsmitglied 
Öffentliches Personal Schweiz (ZV), Leiter 
Versicherungsgruppe

Was nach ausgewogener Work-Life-Balance klingt, hat gravierende 
Auswirkungen auf die Altersvorsorge. Wer sein Pensum reduzieren will, 
muss sich der Folgen seiner persönlichen Altersleistungen bewusst 
sein. 

VERSICHERUNGEN

Frauen arbeiten häufiger Teilzeit als Männer. 
Laut dem Bundesamt für Statistik arbeiteten im 
Jahre 2018 59% der erwerbstätigen Frauen in 
der Schweiz Teilzeit, bei den Männern waren es 
hingegen nur 17,6%. 

Was passiert konkret in den drei Säulen  
AHV – Pensionskasse – eigenes Sparen?

AHV
Das kleinere Arbeitspensum trägt über das Jahr 
natürlich einen kleineren Lohn in die Haushalts­
kasse ein. Dadurch werden die Durchschnitts­
werte für eine maximale AHV-Rente meist nicht 
erreicht. 2020 erhält man eine maximale AHV-
Rente (derzeit 28 440), wenn der durchschnitt­
liche abgerechnete AHV-Lohn über 85 320 liegt. 
Das erreichen die meisten Teilzeitbeschäftigten 
nicht. Sie müssen also eine kleinere eigene AHV- 
Rente erwarten. 

Pensionskasse
Hier spielt der oder dem Teilzeitbeschäftigten 
der sogenannte Koordinationsabzug nicht in die 
Karten. Der versicherte Lohn wird kleiner, weil 

der Koordinationsabzug immer gleich bleibt. 
Die NZZ hat das 2017 in einer Grafik dargestellt 
(siehe unten). Damit sinken nicht nur die Leis­
tungen für Invalidität und Hinterbliebene wäh­
rend der Arbeitsphase, auch die Altersleistungen 
werden kleiner, weil sich die Sparanteile meist 
ebenfalls am versicherten Lohn orientieren.

Selber sparen
Die meisten Menschen im Arbeitsprozess spa­
ren. Entweder einfach so auf das Bankkonto 

oder in eine steuerbegünstigten Säule 3a. Nach 
einer Studie der Credit Suisse aus dem Jahre 
2019 zahlen 51% der Frauen, aber 58% der Män­
ner in eine Säule 3a ein. Das ist offenbar vor 
allem auf den geringeren Lohn aus der Teilzeit­
arbeit zurückzuführen, denn an einer anderen 
Stelle sagt die Studie, dass Frauen unter gleichen 
Lohnbedingungen häufiger in die Säule 3a ein­
zahlen als Männer.

Teilzeitarbeit wirkt sich also in allen drei 
Säulen aus. Die finanziellen Auswirkungen sind 
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Willy Graf*, lic. iur. HSG
ist Gründer der VVK-Gruppe und Inhaber der VVK Vorsorge- und Vermögenskonzepte AG, 

Teufen AR, und arbeitet als Vorsorgeexperte. 

Willy Graf war 1997 Gründungsdozent für Finanzplanung am heutigen Institut für Finanz-

planung IfFP. Er ist seit der Gründung 2014 Präsident von VALIDITAS, Fachverband Schwei-

zer Finanzdienstleister. Zusammen mit seinem Team entwickelte er das Beratungskon-

zept für die individuelle Vorsorgeplanung und Vermögensverwaltung VOPLA® LifeMap® 

für Partnerschaften, Familien und Einzelpersonen der VVK AG. Die Kundinnen und Kunden 

erhalten auf der Basis eines lebensphasengerechten Vorsorgeplanes neutrale und indivi-

duelle Vorschläge zu ihrer persönlichen Vorsorge-, Anlagen- und Steueroptimierung.

* Nicht verwandt mit unserem Urs Graf.

weniger massiv, wenn man in einer Partner­
schaft Teilzeit arbeitet, als wenn man als Single 
Teilzeit arbeitet. In jedem Fall soll man sich den 
Schritt gut überlegen und sich die Konsequen­
zen auf einem Vorsorgeplan zeigen lassen. Erst 
wenn man alle Konsequenzen kennt, kann man 
unbeschwert sagen: Ich arbeite ab sofort nur 
noch Teilzeit.

UNSERE VERTRAGSPARTNER

Weitere Informationen 

zu unseren Vertragspartnern finden Sie auf 
www.oeffentlichespersonal.ch

Rubrik «Dienstleistungen»
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Baselstädtisches Personalrecht: 
Kündigungsschutz und Anspruch auf 
Lohnfortzahlung bei Arbeitsunfähigkeit 
infolge Krankheit oder Unfall

MLaw Steven Hürlimann 
Sekretär BAV, Advokat

KANTON BASEL-STADT
Baselstädtischer Angestelltenverband (BAV)

Der Kündigungsschutz und der An-
spruch auf Lohnfortzahlung bei Ar-
beitsunfähigkeit infolge Krankheit 
oder Unfall sind häufig Gegenstand 
von Anfragen rechtsuchender Mit-
glieder an das Sekretariat des Basel-
städtischen Angestellten-Verbandes 
(BAV). Der vorliegende Beitrag soll 
einen Überblick über die entspre-
chenden Regelungen im Anwen-
dungsbereich des Personalgesetzes 
des Kantons Basel-Stadt geben.

Kündigungsschutz bei Arbeitsunfähigkeit
Wie im Obligationenrecht ist auch im Personal­
gesetz vom 17. November 1999 des Kantons 
Basel-Stadt (PG) für den Fall der (ganzen oder 
teilweisen) Arbeitsverhinderung wegen Krank­
heit oder Unfall eine Kündigungssperrfrist ver­
ankert. Gemäss § 37 PG gilt für das baselstäd­
tische Staatspersonal eine Sperrfrist von 365 
Tagen, innert welcher den betroffenen Mitar­
beiterinnen und Mitarbeitern nicht gekündigt 
werden darf. Die Kündigungssperrfrist hat zum 
Zweck, dass den Mitarbeitenden in einer Zeit­
periode, in welcher sie aufgrund der Arbeits­
verhinderung keine neue Stelle finden können, 
Schutz vor dem Verlust der Stelle gewährt wer­
den soll (vgl. Streiff/von Kaenel/Rudolph, Ar­
beitsvertrag Praxiskommentar zu Art. 319–362 
OR, N 2 zu Art. 336c). 

Die Sperrfrist gelangt – wie im privatrechtlichen 
Arbeitsverhältnis – erst nach Ablauf der Probe­
zeit zur Anwendung. Befristet angestellte Mit­
arbeitende können sich nicht auf die Sperrfrist 
berufen, wenn die Auflösung des Anstellungs­
verhältnisses aufgrund des Ablaufs der Befris­
tung erfolgt. Auch bei einer fristlosen Entlassung 
greift der Sperrfristenschutz nicht. Die Frage, 
inwiefern das Verschulden der Mitarbeitenden 
an der eigenen Arbeitsunfähigkeit für die Aus­
lösung einer Sperrfrist relevant ist, ist im PG 
nicht explizit geregelt. Gemäss baselstädtischer 
Rechtspraxis ist hinsichtlich der Frage des Ver­
schuldens auf das Privatrecht abzustellen, da 
§ 37 PG – mit Ausnahme der Dauer der Sperrfrist 
– bezüglich sämtlicher Tatbestandsvorausset­
zungen auf die Bestimmungen des Obligatio­
nenrechts (OR) über die Kündigung zur Unzeit 
nach Ablauf der Probezeit verweist. Gemäss 
Art. 336c Abs. 1 lit. b OR kommt der Sperrfris­
tenschutz nur bei unverschuldeter Arbeitsver­
hinderung zur Anwendung. Eine Arbeitsunfä­
higkeit ist gemäss privatrechtlicher Lehre grund­
sätzlich verschuldet, wenn diese durch grobes 
Selbstverschulden herbeigeführt wurde (vgl. 
zum Ganzen Meyer/Weihrauch/Hafner/Rei­
mann, Öffentliche Arbeitsverhältnisse im Kanton 
Basel-Stadt, S. 132, 134 m. w. H.).

Eine während der Sperrfrist ausgesprochene 
Kündigung ist nichtig und muss nach Ablauf 
der Sperrfrist wiederholt werden. Tritt die Ar­
beitsunfähigkeit erst nach der Zustellung der 
Kündigung ein, bleibt die Kündigung zwar gül­
tig, jedoch wird der Lauf der Kündigungsfrist 
während der Dauer der Sperrfrist unterbrochen 
und erst mit dem Ende der Arbeitsunfähigkeit 
bzw. mit der Ausschöpfung der maximalen 
Sperrfrist fortgesetzt (vgl. Streiff/von Kaenel/
Rudolph, a.a.O., N 10 zu Art. 336c). 

Gemäss bundesgerichtlicher Rechtsprechung 
löst jede auf einem neuen Grund beruhende 
Arbeitsverhinderung wegen Krankheit oder Un­
fall eine neue Sperrfrist aus, sofern zwischen 
den Krankheiten oder Unfällen kein Zusammen­
hang besteht (vgl. u. a. Urteil des Bundesgerichts 

4A_706/2016 vom 4. August 2017 E. 2.1). Beru­
hen verschiedene Arbeitsunfähigkeiten auf der­
selben medizinischen Ursache, so werden die 
Krankheits- bzw. Unfalltage zusammengezählt, 
bis die maximale Dauer der Sperrfrist erreicht 
ist (vgl. Entscheid der Personalrekurskommis­
sion Basel-Stadt Nr. 89 vom 20. April 2010 
E. 2.2).

Dauert die Arbeitsunfähigkeit auch nach Ab­
lauf der Sperrfrist fort, kann die Anstellungsbe­
hörde das Arbeitsverhältnis gestützt auf den 
Kündigungsgrund der ganzen oder teilweisen 
Verhinderung an der Aufgabenerfüllung gemäss 
§ 30 Abs. 2 lit. a PG kündigen. Die Anstellungs­
behörde ist jedoch – auch wenn dies im Gesetz 
nicht ausdrücklich vorgesehen ist – gehalten, 
im Einzelfall rechtzeitig zu prüfen, ob allenfalls 
eine andere Einsatzmöglichkeit und damit die 
Weiterbeschäftigung der betroffenen Person 
möglich ist (vgl. Ratschlag des Regierungsrates 
vom 7. September 1999 zum Erlass des Perso­
nalgesetzes, S. 22 und 51 f.). 

§ 34 Abs. 1 PG sieht vor, dass das Anstel­
lungsverhältnis mit Beginn von Rentenzahlun­
gen der Eidgenössischen Invalidenversicherung 
bzw. nach 16-monatiger ganzer oder teilweiser 
Arbeitsverhinderung auch ohne Kündigung en­
det. Aus der vom Bundesgericht bestätigten 
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichts des 
Kantons Basel-Stadt ergibt sich jedoch, dass § 34 
Abs. 1 PG im Sinne einer teleologischen Reduk­
tion dahingehend auszulegen ist, dass eine  
automatische Auflösung des Anstellungsver-
hältnisses nur in Fällen erfolgen kann, wo  
Ansprüche auf Rentenleistungen der Invaliden­
versicherung bestehen (vgl. u. a. Urteil des  
Verwaltungsgerichts Basel-Stadt VD.2016.75 
vom 19. Oktober 2016 E. 3.3.8; bestätigt durch 
Urteil des Bundesgerichts 8C_46/2017 vom  
7. August 2017 E. 5.3). Für Mitarbeitende, die 
zwar über die Dauer von 16 Monaten hinaus an 
der Aufgabenerfüllung verhindert sind, jedoch 
(noch) nicht über entsprechende Rentenansprü­
che verfügen, kommt § 34 Abs. 1 PG somit nicht 
zur Anwendung. Der Anstellungsbehörde steht 
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es in solchen Fällen jedoch frei, eine ordentliche 
Kündigung gemäss § 30 Abs. 2 lit. a PG auszu­
sprechen (Meyer/Weihrauch/Hafner/Reimann, 
a.a.O, S. 239).

Lohnfortzahlungspflicht bei 
Arbeitsunfähigkeit
Gemäss § 26 Abs. 1 PG haben Angestellte des 
Kantons Basel-Stadt, die wegen einer Krankheit 
oder eines Unfalls an der Arbeitsleistung ver­
hindert sind, Anspruch auf Lohnfortzahlung bis 
zur Wiedererlangung der Arbeitsfähigkeit, längs­
tens jedoch bis zur Beendigung des Anstellungs­
verhältnisses. Geschuldet ist der Grundlohn 
zuzüglich regelmässig bezogener Nacht-, Sonn-, 
Feiertags- und Pikettdienstzulagen, welche ge­
mäss § 39 der Verordnung zur Arbeitszeit der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kantons 
Basel-Stadt (Arbeitszeitverordnung, AZV) bei 
Krankheit ab dem 15. Tag und bei Unfall ab 
dem 4. Tag weiter ausgerichtet werden.

Der Kanton Basel-Stadt hat zugunsten seiner 
Angestellten eine Taggeldversicherung für 
krankheitsbedingte Arbeitsunfähigkeit abge­

Kontaktmöglichkeit BAV
Adresse:	 St. Alban-Vorstadt 21, 
	 4052 Basel
Telefon:	 061 272 45 11
Fax:	 061 272 45 35
E-Mail:	 info@bav-bs.ch
Website:	 www.bav-bs.ch

schlossen. Die Krankentaggeldversicherung 
richtet unter Anrechnung einer Wartezeit wäh­
rend maximal 730 Tagen ein Taggeld in der 
Höhe von 80% des Lohnes aus (vgl. § 2 Abs. 3 
des Gesetzes betreffend die Versicherung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kantons 
Basel-Stadt bei Unfall und Krankheit vom  
29. April 1992). Bei befristeten Anstellungen 
besteht der Anspruch auf Krankentaggeld nur 
dann, wenn das Arbeitsverhältnis für mehr als 
sechs Monate eingegangen wurde (vgl. Doku­
ment «Allgemeine Anstellungsbedingungen beim 
Arbeitgeber Basel-Stadt» von Human Resources 
Basel-Stadt, Ziff. 3). Bei unfallbedingter Arbeits­
verhinderung richten sich die Taggeldleistungen 
nach den Bestimmungen des Bundesgesetzes 
über die Unfallversicherung (UVG) vom 20. März 
1981 (Taggeld in Höhe von 80% des versicher­
ten Verdienstes bis zur Wiedererlangung der 
Arbeitsfähigkeit bzw. bis zum Beginn einer Ren­
te). Dies bedeutet, dass sich die Lohnfortzah­
lungspflicht des Arbeitgebers ab dem Zeitpunkt 
der Ausrichtung der Taggeldleistungen auf die 
verbleibenden 20% des Lohnes beschränkt (vgl. 
§ 26 Abs. 3 PG).

Während die Lohnfortzahlungspflicht des 
Arbeitgebers – wie eingangs erwähnt – an den 
Bestand des Arbeitsverhältnisses geknüpft ist, 
erfolgen die Leistungen der Krankentaggeld- 
und der Unfallversicherung auch nach Beendi­
gung des Anstellungsverhältnisses. 

MLaw Steven Hürlimann
Sekretär BAV, Advokat

Jahresbericht 2019/20 des Vorstandes

STADT LUZERN
Stadtpersonalverband Luzern

Einleitung/Rückblick/Allgemeines
Wir starteten das Berichtsjahr 2019/2020 mit 
der an der letztjährigen Generalversammlung 
vom 23. Mai 2019 unter dem Traktandum Wah­
len bestätigten, bewährten Vorstandscrew, noch 
weit weg von Corona, mit dem üblichen Elan.
Die weiteren Details zur letztjährigen General­
versammlung konnten im Protokoll, welches in 
der ZV-Info und auch im Intranet publiziert 
wurde, nachgelesen werden.

Der Vorstand hat sich im Berichtsjahr wie 
gewohnt an insgesamt zwölf Vorstandssitzun­
gen, wovon eine davon per Skype) sowie einer 
Zusammenkunft mit den Vertrauensleuten unter 
anderem mit folgenden Themen befasst:

Lohnverhandlungen, allgemeine Vernehmlas­
sungen zu Änderungen im Personalreglement 
und der Personalverordnung (z. B. zur Weisung 
Job- und Topsharing, Verlängerung Krankentag­

geldversicherung usw.), Pausenraum ohne Kon­
sumationspflicht, Reka-Checks, Verhandlungen 
Flottenrabatte (leider ohne Erfolg) usw.

Der Präsident des SPVL ist auch seit Jahren 
Teil der Sozialpartner der ewl AG sowie der Viva 
Luzern AG. Bei den Sitzungen und Besprechun­
gen mit diesen Unternehmungsdelegationen 
ging es vor allem um die Themenbereiche wie 
Lohn- und GAV-Verhandlungen.

Die üblichen Meetings mit der städtischen Fi­
nanzdirektorin Franziska Bitzi und dem Personal­
chef Christian Bünter – insgesamt 4 an der Zahl 
– fanden ebenfalls wie üblich im Berichtsjahr statt. 

Ich danke an dieser Stelle meinen Kollegin­
nen und Kollegen im Vorstand für ihre tolle 
Mitarbeit, ihr ehrenamtliches Engagement zu­
gunsten der städtischen Mitarbeitenden sowie 
die sehr angenehme Zusammenarbeit auch im 
vergangenen Berichtsjahr ganz herzlich. 

Verhandlungsdelegationen Stadt, ewl AG 
und Viva Luzern AG
Anlässlich der Sitzungen mit der Stadtratsdele­
gation und den Geschäftsleitungen der ewl AG 
und der Viva Luzern AG befassten wir uns im 
2. Halbjahr 2019 schwergewichtig mit der  
Thematik Lohnverhandlungen. Das gute, aus­
gehandelte Resultat mit der Stadt sah eine Lohn­
erhöhung für 2020 von 1,5%, aufgeteilt in 0,5% 
generell und 1% individuell vor. Nachdem der 
Stadtrat im Oktober 2019 aufgrund des AFP 
2020/2023 bekannt gab, es zeichne sich ein 
strukturelles Defizit ab, beschloss eine Mehrheit 
des Grossen Stadtrates auf Antrag der GPK im 
November leider eine Reduktion der ausgehan­
delten Erhöhung um 0,5% auf 1% (je 0,5% ge­
nerell und individuell). Obwohl wir als Arbeit­
nehmerverbände natürlich in dieser Sache nicht 
untätig blieben und vorgängig der Grossstadt­

BASEL-STADT / STADT LUZERN
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ratssitzung sämtliche Fraktionschefinnen und 
-chefs schriftlich und teilweise auch mündlich 
baten, nicht auf Vorrat auf Kosten des städti­
schen Personals zu sparen und die wertschät­
zende, ausgehandelte Lohnerhöhung für das 
städtische Personal nicht zu gefährden, korri­
gierte der Grosse Stadtrat das Lohnbudget 2020 
um diese 0,5%, was unseres Wissens mindestens 
in den letzten Jahrzehnten zum ersten und hof­
fentlich auch zum letzten Mal geschah. Die ewl 
AG gewährte für 2020 eine um 1,4% individu­
elle Lohnentwicklung und die Viva Luzern AG 
nach intensiven Verhandlungen eine um 1% 
individuelle Erhöhung. Auch wenn die Lohn­
verhandlungen bei den Gesprächen jeweils nicht 
das einzige Thema sind, so zeigen die nun aus­
gehandelten Resultate eben doch, dass die jähr­
lichen Lohnverhandlungen sehr wichtig sind 
und zum Kerngeschäft eines jeden Personalver­
bandes gehören.

Pensionskasse der Stadt Luzern
Das Geschäftsjahr 2019 war eines der besten in 
der über 100-jährigen Geschichte der Pensions­
kasse der Stadt Luzern. Das Anlageergebnis von 
10,25% liess per Ende 2019 den Deckungsgrad 
auf 114,8% anwachsen. Mittlerweile beträgt die­
ser nach den Covid-19-Turbulenzen per 9. Sep­
tember 2020 noch rund 112,6%. Der Deckungs­
grad sagt aus, wie sicher unsere künftigen Ren­
ten gedeckt sind. Um gegen mögliche Wert­
schwankungen an den Börsen und bei den 
Immobilien gewappnet zu sein, braucht unsere 
Pensionskasse jedoch einen Deckungsgrad von 
über 100%. Anzustreben ist ein Deckungsgrad 
von mindestens 115%.

Per Ende 2019 ist der langjährige und ver­
diente Präsident der Pensionskommission, 
Christoph Nick, zurückgetreten. Sein Nachfolger, 
Felix Graber, hat sein Amt per 1. Januar 2020 
angetreten. Der ebenfalls langjährige und eben­
so verdiente Geschäftsführer Konrad Wüest wird 
ab Mitte 2021 in Pension gehen. Seine Nachfol­
gerin Jolanda Wespi wird ab Anfang 2021 ihr 
Amt antreten.

Eine wichtige Aufgabe der nächsten Jahre 
wird die Überarbeitung des Leistungs- und Or­
ganisationsreglements sein. Der derzeitige Um­
wandlungssatz unserer Renten ist mit 5,7% zu 
hoch. Die Pensionskommission wird einen Weg 
finden müssen, wie eine unumgängliche Sen­
kung möglichst sozialverträglich vollzogen wer­
den und wie trotzdem das Leistungsziel von 
60% des zuletzt verdienten Gehalts erreicht 
werden kann.

Der Stadtpersonalverband ist in der Pensi­
onskommission mit Josef Zimmermann, SPVL-
Vizepräsident, Beat Barmettler, SPVL-Mitglied, 
Miriam Emmenegger, SPVL-Mitglied, sowie ab 
1. Januar 2021 Peter Hofstetter, SPVL-Präsident, 
vertreten.

Josef Zimmermann ist zudem Mitglied im 
Ausschuss der Pensionskommission.

Die diesjährige Mitgliederversammlung der 
PK Stadt Luzern hat am Mittwoch, 16. Septem­
ber 2020, stattgefunden.

Vergünstigungen, Vereinbarungen  
mit SPVL
Wiederum möchten wir unsere Mitglieder an 
dieser Stelle auf verschiedene Vergünstigungen 
und Rabatte bei diversen Institutionen wie Kran­
kenkassen, Versicherungen, Banken, EDV-Lie­
feranten, Anbieter elektronischer Produkte, 
Internetanschluss ewl AG sowie seit neuem auch 
Flottenrabattmöglichkeiten via ZV aufmerksam 
machen. Die komplette und stets aktuelle Liste 
der Vergünstigungen ist im Intranet unter Per-
sonal/Arbeiten bei der Stadt/Personalverbän-
de sowie unter www.zentral.ch abrufbar.

Mitgliederstatistik per 30.04.2020

	 2020 	 2019
Aktive	 535	 483
Passive	 231	 234
Total	 766	 717

Davon
Ehrenpräsidenten	 2	 2
Ehrenmitglieder	 3	 3
Vorstand	 8	 7
Vertrauenspersonen	 22	 20

ZV Öffentliches Personal Schweiz
Der über 100-jährige Zentralverband Schweiz, 
bei welchem auch der Stadtpersonalverband 
Mitglied ist, unterstützt die angeschlossenen 
Verbände durch verschiedene Informationen 
und Beratungen. Jedes Mitglied wird monatlich 
mit der Zeitschrift ZV-Info bedient. 

Im Juni dieses Jahres wurde unser Vorstands-
mitglied Peter Meier zum Abschied aus dem 
ZV-Vorstand als Inbegriff für die treue Seele aus 
der Innerschweiz, als immer präsent und hilfs­
bereit gewürdigt, und es wurde ihm für den 
grossen Einsatz für den öffentlichen Dienst 
herzlich gedankt.

Mitgliederanlässe
Am 1. Juli 2019 nahmen total 67 Mitglieder an 
einem sehr interessanten Vortrag betreffend 
Patientenverfügung teil, an welchem kompeten­
te Personen Auskunft über diese wichtige The­
matik erteilten.

Ein Highlight stellten die zwei Besuche der 
SRF-Studios in Zürich am 20./21. November 

2019 dar; rund je 50 Mitglieder nahmen die 
Gelegenheit wahr, nach rund zehn Jahren wie­
der einmal die äusserst spannenden Räumlich­
keiten unserer TV-Studios zu besuchen und den 
interessanten Ausführungen der jeweils kom­
petenten Führungspersonen zu folgen; ein wirk­
lich toller Anlass, der auf viel positives Echo 
stiess.

Ein traditioneller Frühlingsanlass 2020 muss­
te leider Corona-bedingt auf einen späteren 
Zeitpunkt verschoben werden.

Diverses/Ausblick
Wie im Vorjahr angekündigt, haben wir uns 
intensiv mit der Thematik «Mitgliederwerbung» 
mittels Abgleich von Mitarbeitenden und Mit­
gliederlisten befasst. Im Februar 2020 haben 
wir dabei sämtliche städtischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter, die noch nicht SPVL-Mitglied 
sind, angeschrieben und beworben. Und siehe 
da, diese umfangreiche Aktion hatte Erfolg, 
konnten doch über 50 Neumitglieder verzeich­
net werden, worauf unser Verband mit total  
768 Mitgliedern den höchsten Stand seit 2006 
verzeichnen konnte.

Auch ein geplantes Facelifting unseres Int­
ranet-Auftrittes konnte im Berichtsjahr bewerk­
stelligt werden.

Im März 2020 mussten wir leider davon 
Kenntnis nehmen, dass unser Vorstandsmitglied 
Nicole Schütz die Stadtverwaltung und dabei 
auch unseren Verband verlässt. Nicole war als 
kompetentes Mitglied der Pensionskassen-Kom­
mission und auch zuweilen kritisches Vorstands-
mitglied sehr geschätzt, und wir verabschieden 
unsere Kollegin mit bestem Dank und guten 
Wünschen.

Unsere bewährte sozialpartnerschaftliche 
Vereinbarung mit dem Stadtrat von Luzern läuft 
Ende 2020 aus. Wir sind momentan daran, die­
ses wichtige Instrument zusammen mit dem 
Personalchef inhaltlich zu überarbeiten und für 
eine neue Periode 2021–2025 vorzubereiten, 
damit wir uns auch mithilfe dieser Grundlage 
weiterhin für die Anliegen des öffentlichen 
Dienstes einsetzen können.

Für Ihr Interesse, Ihre Mitgliedschaft und 
Treue zum Stadtpersonalverband dankt Ihnen 
der Vorstand einmal mehr bestens.

Der Vorstand
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Mitgliederversammlung des St. Galler 
Kantons- und Gemeindepersonals 
(SGKGP) vom 17. September 2020

KANTON ST. GALLEN
St. Galler Kantons- und Gemeindepersonal

Im Pfalzkeller in St. Gallen begrüsste der Präsi­
dent des SGKGP, Benno Lindegger, am  
17. September 2020 die Anwesenden zur ordent­
lichen Mitgliederversammlung 2020. Der Anlass 
erfolgte zeitlich verzögert, Stichwort Corona. 
Der SGKGP hatte jedoch beschlossen, der Pan­
demie mit einem tauglichen Schutzkonzept zu 
trotzen. Einerseits sollte der persönliche Kontakt 
mit den Mitgliedern gerade in Krisenzeiten funk­
tionieren. Anderseits und vor allem stand der 
Wechsel im Präsidium des SGKGP an. Dieses 
Traktandum alleine rechtfertigte die physische 
Durchführung der Mitgliederversammlung. Die 
Teilnehmerzahl war deutlich geringer als in den 
Vorjahren, aber dennoch dem Anlass würdig.

Gäste waren Regierungsrat Marc Mächler, 
Vorsteher des Finanzdepartementes, Andrea 
Schöb, Präsidentin der Personalverbändekonfe­
renz dem Dachverband der Personalverbände 
im Kanton St. Gallen, und Reto Antenen, Polit­
experte des TVO, als Gast für das «Rahmenpro­
gramm».

Zentrales Element in der Mitgliederversamm­
lung ist der Jahresbericht des Präsidenten mit 
folgenden hier ausgewählten Inhalten:

Zum Personal: Die Finanzkommission wollte 
die Mittel für die vorgesehenen Lohnanpassun­
gen im Jahr 2020 von 0,8% auf 0,4% kürzen. Die 
Personalverbände appellierten im Vorfeld an die 
Mitglieder des Kantonsrats, davon abzusehen. 
Seit zehn Jahren habe es keine Reallohnerhöhung 
und seit 8 Jahren keinen Teuerungsausgleich 
gegeben. Der Kantonsrat folgte der Finanzkom­
mission nicht und erhöhte sogar die Mittel für 
die Lohnmassnahmen im Jahre 2020 auf 1,6%. 

Im Februar 2019 wurde das private Bera­
tungsunternehmen perinnova compensation 
GmbH mit der Durchführung einer Lohngleich-
heitsprüfung in der kantonalen Verwaltung 
beauftragt. Dabei wurden nur jene Löhne un­
tersucht, deren Stelle einer Referenzfunktion 
des neuen Lohnsystems zugewiesen ist. Mit der 
Prüfung sollte festgestellt werden, ob im unter­
suchten Bereich Lohngleichheit oder Lohndis­
kriminierung vorliegt. Es sollte also der Lohn­
unterschied zwischen Frauen und Männern 

ermittelt werden, der einzig auf das Geschlecht 
und nicht auf objektive Merkmale zurückzufüh­
ren ist. 

Für den der Lohngleichheitsprüfung unter­
zogenen Bereich der Verwaltung des Kantons 
St. Gallen mit insgesamt 4 383 Mitarbeitenden 
(1 931 weiblich und 2 452 männlich) ergab die 
Prüfung, dass Frauen bei sonst gleichen Voraus­
setzungen 2,4% weniger verdienen als Männer. 
Dieser Wert liegt unter der Toleranzschwelle 
von 5%. Somit kann gemäss dem Beratungsun­
ternehmen davon ausgegangen werden, dass 
«keine begründete Vermutung einer systemati­
schen Lohndiskriminierung vorliegt».

Kommentar des SGKGP: Diese Feststellung 
des Beratungsunternehmens, basierend auf 
einer Toleranz von immerhin 5%, lässt im 
Detail viel Raum für Interpretationen!

Indikatorenmessung 2019: Die Personalbe­
fragung wurde vom 29. Oktober bis 8. Dezem­
ber 2019 durchgeführt. Von 6’067 Mitarbeiten 

beteiligten sich 3 679 an der Befragung, also 
61%. Dies ist der höchste Teilnahmewert seit 
der ersten Befragung im Jahre 2003.

Die Ergebnisse daraus sind:

•	 69% versprechen sich keine Veränderung 
aus der Befragung! Fazit SGKGP: Wozu 
braucht es überhaupt eine Befragung?

•	 Die generelle Arbeitszufriedenheit ist ge­
genüber 2015 leicht gesunken, erreicht aber 
mit über 80% einen hohen Wert. Bei den 
Mitarbeiterinnen bleibt sie mit 4,8 konstant, 
bei den Mitarbeitern sinkt sie von 4,8 auf 
4,6. Der Rückgang der Zufriedenheit zeigt 
sich unabhängig von einer Führungsfunk­
tion.

•	 Bei den ausgewählten Themen zeigen die 
Antworten zum neuen Lohnsystem NeLo 
eine eher kritische Einschätzung. So beste­
hen Zweifel an der angemessenen Berück­
sichtigung der Leistungen und an der Fle­
xibilität der Vorgesetzten.

Bild: Pfalzkeller in St. Gallen
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Orts- und zeitunabhängiges Arbeiten bzw. 
Homeoffice: Per 1. Juli 2020 wurde im Kanton 
St. Gallen die Dienstanweisung über orts- und 
zeitunabhängiges Arbeiten eingeführt. Diese 
Massnahme ist ein Ergebnis aus der Corona-
Krise. So sollen die Erfahrungen zu den neuen 
Arbeitsformen aus der Corona-Krise zu einer 
«neuen Normalität» werden. Wegweisend sind 
folgende Bestimmungen: 

•	 Der mögliche zeitliche Umfang regelmässi­
ger orts- und zeitunabhängiger Arbeit be­
trägt 20% bis 60%. Tatsächlich geleistete 
Arbeitszeit auf dem Arbeitsweg kann ange­
rechnet werden.

•	 Eine Kostenübernahme für den privaten 
Arbeitsplatz mit Raum und Infrastruktur 
erfolgt in der Regel nicht. Ausnahmen gel­
ten für Mitarbeitende ohne Arbeitsplatz 
beim Kanton. Die Entschädigung ergibt in 
diesem Fall Fr. 250.00 pro Monat. Sodann 
trägt der Kanton die Kosten für die von ihm 
zur Verfügung gestellten Informatikmittel 
und für deren Einbindung in das Internet.

Kommentar SGKGP: Homeoffice erlaubt es 
dem Mitarbeitenden, seine Arbeit flexibel zu 
gestalten und gegebenenfalls auf einen aufwen­
digen Arbeitsweg zu verzichten. Erforderlich 
sind jedoch geeignete Führungsstrukturen und 
qualifizierte Führungskräfte. Von diesen stehen 
erfahrungsgemäss im Kanton St. Gallen und in 
den sanktgallischen Gemeinden nicht unbe­
grenzt viele zur Verfügung. Es braucht Nach­
besserung!

Den Wechsel im Präsidium nach 16 Jahren 
begleitet der scheidende Präsident, Benno Lind-
egger, mit einem Rückblick zu seiner Amtszeit 
unter dem Titel: «Schleichender Leistungsab-
bau. Trifft dies zu?» Seine Ausführungen sind 
geprägt von den Sparpaketen, welche dem Per­
sonal ab 2011 sozusagen im Jahrestakt vorge­
setzt wurden. Weiter erfolgten ab 2005 die gros-
sen Revisionen im Personalrecht mit Besol­
dungssystem und in der Pensionskasse. Das 
Personalrecht des Kantons und mithin der Ge­
meinden wurde dem OR angeglichen mit ge­
wissen «Supplements». Die Pensionskasse wur­
de verselbstständigt.

Das Personal liess sich die Einschränkungen 
aus diesen politischen Veränderungen nicht 
ohne Weiteres gefallen. Zwei Mal ging das Per­
sonal in St. Gallen an zentraler Lage auf die 
Strasse mit jeweils mehreren tausend Teilneh­
mern; im Jahr 2012 bspw. unter dem kämpferi­
schen Slogan «Sparschweinerei». Der Druck auf 
die Politik wurde aus diesen Veranstaltungen 
jeweils derart gross, dass diese von ihren Spar­
massnahmen zurückkrebste.

Eine zielführende Personalpolitik verlangt 
schlagkräftige Personalverbände. Dazu stellte 
Benno Lindegger fest, dass Personalverbände 

nur dann über eine hinreichende Legitimität in 
ihrer Arbeit verfügen, wenn sie möglichst viele 
Arbeitnehmer vertreten. Dieses Erfordernis stellt 
leider mit der stetig schwindenden Mitglieder­
zahlt die Achillesferse vieler Verbände dar. Und 
offensichtlich gelingt es nicht, diese Tatsache 
den Mitgliedern und den Nichtmitgliedern be­
wusst zu machen. Die Verbände selber sollten 
beachten, dass es nicht den einzig richtigen 
Verband gibt. Konkurrenzdenken sollte mög­
lichst auf der Seite bleiben. Was zählt, ist das 
Mitwirken irgendwo in einer Personalvertretung. 

In der Besetzung des Vorstandes erfolgen 
verschiedene Rücktritte. Gianni Steiger, der Kas­
sier, gibt nach 16 Jahren sein Amt weiter. Yvonne 
Betschart beendet ihre Arbeit im Vorstand nach 
zwölf Jahren und Bruno Hüttenmoser die seine 
nach zehn Jahren. Ihnen allen wird deren Tä­
tigkeit unter grossem Applaus herzlich verdankt. 
Die übrigen Vorstandsmitglieder und die Revi­
soren werden in ihrem Amt bestätigt.

Eine Ersatzwahl steht im Präsidium des SGKGP 
an. Benno Lindegger tritt nach 16 Jahren zurück. 
Die Vorstandsmitglieder Jean-Pierre Gubser und 
Michael Greter sowie Andrea Schöb für die 
Personalverbändekonferenz verdanken dessen 
Engagement auf gebührende Weise, wobei der 
Humor nicht zu kurz kommt. Ein Abschied nach 
16 Jahren fällt nicht leicht, was spürbar sein 
darf und ist. Die Arbeit in der Personalpolitik 
dauert jedoch fort, und der SGKGP freut sich, 
als Nachfolger von Benno Lindegger in der Per­
son von Rechtsanwalt Nico Gächter, St. Gallen, 
einen fähigen Nachfolger zur Wahl vorzuschla­
gen. Nico Gächter wird einstimmig als neuer 
Präsident des SGKGP gewählt.

Im Anschluss an die statutarischen Geschäf­
te gibt es im SGKGP traditionsgemäss ein sog. 
Rahmenprogramm. Gast ist in diesem Jahr: 
Reto Antenen. Reto Antenen gilt in der St. Gal­
ler Politik als Urgestein. Von 1975 bis 2008 war 
er über 33 Jahre an vorderster Front in der 
Politik tätig, im Gemeinderat der Stadt St. Gallen 
und im Kantonsrat. 

Er war zunächst Mitglied des LdU und präg­
te dabei diese Partei zusammen mit Franz Jäger. 
Später wurde er parteilos, reüssierte in den 
Wahlen indessen stets mit den besten Ergebnis­
sen, eben ein Urgestein. Heute amtet Reto An­
tenen als Politexperte im Tele Ostschweiz. Die 
grosse und langjährige Politerfahrung von Reto 
Antenen war Anlass genug – nach 16 Jahren 
Präsidiumszeit von Benno Lindegger –, um mit 
ihm in einer lockeren Talkrunde, in der Politik 
16 Jahre und mehr, zurückzuschauen. Bemer­
kenswert, aber nicht überraschend war, wie 
umfassend und offen – gerade parteipolitisch –, 
das Politverständnis von Reto Antenen war. Und 
die Erkenntnis zu Reto Antenen lautete: «Wenn 
doch nur viele unserer Politiker über so viel 
Realitätssinn in der Politik verfügen würden wie 
Reto Antenen.» Es wäre innen- und aussenpoli­
tisch wohl vieles deutlich einfacher zu bewerk­
stelligen. Lediglich auf eine Frage wusste Reto 
Antenen, als FC-St.-Gallen-Fan, keine Antwort; 
nämlich ob der FC St. Gallen 2021 nun endlich 
Meister wird.

Der Abend schloss mit dem üblichen Steh- 
Apéro unter Wahrung der Corona-Vorgaben.

Benno Lindegger

Bild: Reto Antenen, Politexperte Tele Ostschweiz
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